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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. April 1962 

8 — 52000 — 5428/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Finanzverwaltung, der 
Reichsabgabenordnung und anderer Steuer- 
gesetze 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 16. März 1962 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf 
wie folgt Stellung genommen: 

,In Artikel 1 sind in dem neu eingefügten § 18 a Abs. 1 letzter 
Satz des Gesetzes über die Finanzverwaltung die Worte „Lage- 
rung, Veredelung und Verwendung" durch die Worte „Lage- 
rung und Veredelung" zu ersetzen. 

Begründung 

Nach dem neuen Zollgesetz konnte es zweifelhaft sein, ob die 
Zuständigkeit der Aufsichtsbefugnisse des Freihafenamtes bei 
der Verwendung der betreffenden Güter geändert oder einge- 
schränkt werden soll. Da sowohl von der Hamburgischen Frei- 
hafenverwaltung wie vom Bundesfinanzministerium an eine 
Änderung des bestehenden Zustandes nicht gedacht worden 
ist, wird die Streichung des Wortes „Verwendung" vorgeschla- 
gen.' 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen, Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des Bun- 
desrates zu. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Finanzverwaltung, der 
Reichsabgabenordnung und anderer Steuergesetze 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes über die 
Finanzverwaltung 

Das Gesetz über die Finanzverwaltung vom 
6. September 1950 (Bundesgesetzbl. S. 448), zuletzt 
geändert durch das Steueränderungsgesetz 1961 vom 
13. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 981), wird wie 
folgt geändert: 

Hinter § 18 wird folgender § 18 a eingefügt: 

„§ 18 a 

Sondervorschriften für den Freihafen 
Hamburg 

(1) Für das Gebiet des Freihafens Hamburg kann 
der Bundesminister der Finanzen dem Freihafenamt 
Hamburg aus dem Aufgabenkreis der Hauptzoll- 
ämter die Aufgabe übertragen, die Einhaltung der 
besonderen Verbote und Beschränkungen zu über- 
wachen, denen Personen, Waren, Grundstücke, 
Räume und Wasserflächen nach den Zoll- und Ver- 
brauchsteuerbestimmungen in einem Freihafen un- 
terliegen. Der Zollgrenzdienst und die Steuerauf- 
sicht über die zoll- oder steuerbegünstigte Lagerung, 
Veredelung und Verwendung von Waren dürfen 
nicht übertragen werden. 

(2) Soweit das Freihafenamt die nach Absatz 1 
übertragenen Aufgaben wahrnimmt, hat es die Stel- 
lung eines Hauptzollamts; es hat insoweit den Wei- 
sungen des Bundesminister der Finanzen und der 
Oberfinanzdirektion Hamburg zu folgen. Diese Be- 
hörden sind berechtigt, die Tätigkeit des F;-eihafen- 
amts auf dem übertragenen Aufgabengebiet zu prü- 
fen. Erzwingungsgelder, Sicherungsgelder und Geld- 
strafen fallen dem Bund zu. 

(3) Der Leiter des Freihafenamts wird vom Senat 
der Freien und Hansestadt Hamburg im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister der Finanzen bestellt, 
wenn dem Freihafenamt Aufgaben nach Absatz 1 
übertragen sind. 

(4) § 18 Satz 1 gilt sinngemäß." 

Artikel 2 

Änderung der Reichsabgabenordnung 

Die Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 161) in der zur Zeit geltenden 
Fassung wird wie folgt geändert: 


1. § 16 wird gestrichen. 

2. In § 129 Satz 1 werden die Worte „Zöllen und" 

gestrichen. 

3. § 200 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „die 
Aufsichtsbeamten des Finanzamts" durch 
die Worte „das Finanzamt oder seine Auf- 
sichtsbeamten" ersetzt. 

b) In Absatz 1 erhalten die Ziffern 2 und 3 
die folgende Fassung: 

„2. Waren, die im Zollgrenzbezirk oder in 
den Gebieten gefunden worden sind, 
die der Grenzaufsicht unterworfen sind, 
wenn sie weder zollfrei noch nach den 
Umständen offenbar Freigut sind; 

3. Waren, die in Gewässern, die Zollfrei- 
gebiete sind, gefunden worden sind, 
wenn sie weder zollfrei sind noch nach 
den Umständen offenbar nach § 67 
Abs. 4 des Zollgesetzes ausgesetzt wer- 
den durften." 

c) Absatz 2 Satz 2 wird gestrichen. 

d) Als Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Die Sicherstellung ist dem Betroffe- 
nen mitzuteilen, wenn er bekannt ist. Der 
Betroffene kann innerhalb einer Woche, 
nachdem er von der Sicherstellung Kenntnis 
erlangt hat, dagegen Beschwerde einlegen. 
Er soll hierüber sowie über die Behörde, bei 
der die Beschwerde anzubringen ist, belehrt 
werden." 

4. § 200 a wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift sowie in den Absätzen 1, 
2 und 7 wird das Wort „Reichs" jeweils 
durch „Bundes" ersetzt. 

b) Absatz 1 Satz 3 erhält die folgende Fassung: 

„Ist hinsichtlich der Sachen (§ 200 Abs. 1 
und 2) Steuerhinterziehung, Bannbruch oder 
Steuerhehlerei begangen worden, so finden 
die Vorschriften dieses Paragraphen nur 
Anwendung, wenn die Sachen nicht eingezo- 
gen werden." 

c) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „nach 
den Vorschriften des § 90" ersetzt durch die 
Worte „im Wege der öffentlichen Zustellung 
nach § 15 Abs. 2 und 3 des Verwaltungszu- 
stellungsgesetzes". 
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d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Gegen die Verfügung, durch die das 
Finanzamt den Eigentumsübergang anord- 
net, kann der Betroffene bis zum Ablauf 
einer Woche, von der Bekanntgabe ab ge- 
rechnet, Beschwerde einlegen. Er soll hier- 
über sowie über die Behörde, bei der die 
Beschwerde anzubringen ist, belehrt wer- 
den." 

e) Als Absatz 8 wird angefügt: 

„(8) Die Oberfinanzdirektion kann zulas- 
sen, daß von der Überführung in das Eigen- 
tum des Bundes abgesehen wird oder die 
Gegenstände den Betroffenen unentgeltlich 
zurückgegeben werden, wenn ihr die Über- 
führung in das Eigentum des Bundes nach 
Lage des einzelnen Falles als besondere 
Härte für die Betroffenen erscheint und 
wenn eine Hinterziehung nicht vorliegt." 

5. In § 213 erhält Absatz 2 Satz 1 die folgende 
Fassung: 

„In den Fällen der §§ 214 und 215 (nach näherer 
Maßgabe des § 220 Ziff. 2 auch in anderen Fäl- 
len) werden die Besteuerungsgrundlagen ge- 
sondert festgestellt; im Falle des § 48 Abs. 7 
des Zollgesetzes können sie gesondert festge- 
stellt werden." 

6. In § 218 Abs. 1 wird hinter „§§ 214 und 215" 
eingefügt: 

„und nach § 48 Abs. 7 des Zollgesetzes". 

7. § 227 erhält folgende Fassung: 

„§ 227 

(1) Das Steuerermittlungsverfahren ist außer 
in den Fällen des § 206 Abs. 2 und abgesehen 
von den Untersuchungen im Zollverkehr kosten- 
frei. 

(2) Für die besondere Inanspruchnahme der 
Bundeszollverwaltung und der Behörden, denen 
die Wahrnehmung von Aufgaben der Bundes- 
zollverwaltung übertragen worden ist, werden 
Kosten (Gebühren und Auslagen) erhoben. Der 
Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung 
des Bundesrates nicht bedarf, den Begriff der 
besonderen Inanspruchnahme näher abzugren- 
zen, die nach Satz 1 zu erhebenden Kosten nach 
dem Verwaltungsaufwand zu bestimmen und zu 
pauschalieren, die Voraussetzungen festzule- 
gen, unter denen von ihrer Erhebung wegen 
Geringfügigkeit, zur Vermeidung von Härten 
oder aus ähnlichen Gründen ganz oder teilweise 
abzusehen ist oder abgesehen werden kann, so- 
wie das Verfahren für die Erhebung zu regeln." 

8. In § 235 wird am Schluß angefügt: 

„7. gegen Feststellungsbescheide nach § 48 
Abs. 7 des Zollgesetzes." 


9. In § 236 wird im Absatz 1 

a) in Satz 1 das Wort „Zollauskunft" ersetzt 
durch „verbindliche Zolltarifauskunft", 

b) in Satz 3 das Wort „Zollauskunft" ersetzt 
durch „verbindlichen Zolltarifauskunft". 

10. § 413 Abs. 1 Ziff. 1 Buchstabe c wird wie folgt 

geändert: 

a) In der Untergliederung aa werden ersetzt 

1. die Worte „Warenführer, Zollbeteiligter" 
durch die Worte „Pflichtiger nach § 6 
Abs. 5 des Zollgesetzes, als Zollbeteilig- 
ter, als Anmeldepflichtiger nach § 78 
Abs. 1 Nr. 3 des Zollgesetzes", 

2. die Worte „das Zollgesetz" durch die 
Worte „die Zollgesetze", 

3. das Wort „gestellungspflichtiger" durch 
„von". 

b) Die Untergliederung bb erhält die folgende 
Fassung: 

„die Gebote oder Verbote verletzt, die nach 
dem Zollgesetz oder den dazu ergangenen 
Rechts Verordnungen für die Zollfreigebiete, 
für den Zollgrenzbezirk oder für die der 
Grenzaufsicht unterworfenen Gebiete gel- 
ten;". 


Artikel 3 

Änderung des Steueranpassungsgesetzes 

Im Steueranpassungsgesetz vom 16. Oktober 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 925) in der zur Zeit geltenden 
Fassung werden in § 3 Abs. 5 die Ziffern 6 und 7 
gestrichen. 


Artikel 4 

Änderung des Biersteuergesetzes 

Das Biersteuergesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 14. März 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 149), geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Biersteuergesetzes vom 10. Oktober 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1712), wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. In § 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Zollaus- 
schlüsse" die Worte „und Zollfreigebiete" einge- 
fügt. 

2. In § 3 wird dem Absatz 1 am Schluß folgender 
Satz angefügt: 

„Der Bundesminister der Finanzen kann auf An- 
trag zulassen, daß die ermäßigten Steuersätze 
für Hausbrauer nach angemessener Wartefrist 
wieder angewendet werden, wenn ihre weitere 
Nichtanwendung eine unbillige Härte wäre." 


3 



Drucksache IV/352 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


3. § 6 a erhält die folgende Fassung: 

»§ 6 a 

(1) Wird Bier in das Erhebungsgebiet einge- 
führt, so gelten für die Entstehung der Steuer- 
schuld und den Zeitpunkt, der für ihre Bemes- 
sung maßgebend ist, für die Person des Steuer- 
schuldners, die persönliche Haftung, die Fällig- 
keit, für den Erlaß und die Erstattung der Steuer 
und für das Steuerverfahren die Vorschriften des 
Zollgesetzes vom 14, Juni 1961 (Bundesgesetzbl, I 
S. 737) sinngemäß. Dies gilt auch dann, wenn 
Zoll nicht zu erheben ist. Zahlungsaufschub ist 
unzulässig. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann, 
soweit dadurch nicht unangemessene Steuervor- 
teile entstehen, durch Rechtsverordnung Steuer- 
freiheit für Bier anordnen, das unter den Vor- 
aussetzungen in das Erhebungsgebiet eingeht, 
unter denen es bei einer Einfuhr in das Zollge- 
biet nach § 24 Abs. 1 des Zollgesetzes vom Zoll 
befreit werden kann. An die Stelle des Zollge- 
biets tritt dabei das Erhebungsgebiet. Die Er- 
mächtigungen des § 24 Abs. 2 und 3 des Zollge- 
setzes gelten für die Steuerbefreiungen entspre- 
chend. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung die Fälligkeit und das 
Verfahren abweichend vom Absatz 1 regeln, so- 
weit dies zur Anpassung an die Behandlung des 
im Erhebungsgebiet hergestellten Bieres oder 
wegen besonderer Verhältnisse bei der Einfuhr 
erforderlich ist. 

(4) Bier, das in das Erhebungsgebiet einge- 
führt wird, ist mit dem höchsten Staffelsatz für 
das im Erhebungsgebiet hergestellte Bier mit 
entsprechendem Stammwürzegehalt zu versteu- 
ern. Dies gilt auch für Bier, das nach § 7 Abs. 2 
steuerfrei ausgeführt worden ist. 

(5) § 80 des Zollgesetzes gilt entsprechend." 

4. § 9 Abs, 5 erhält die folgende Fassung; 

„(5) Auf Antrag kann im einzelnen Fall zuge- 
lassen werden, daß bei der Bereitung von beson- 
deren Bieren und von Bier, das zur Ausfuhr oder 
zu wissenschaftlichen Versuchen bestimmt ist, 
von den Absätzen 1 und 2 abgewichen wird." 

5. In § 10 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

„Der Bundesminister der Finanzen kann im ein- 
zelnen Fall Ausnahmen zulassen, soweit dadurch 


eine Vernichtung wertvoller Wirtschaftsgüter 
verhindert wird und Benachteiligungen anderer 
Hersteller nicht zu erwarten sind." 

6. §§ 14, 15 und 24 werden gestrichen. 

7. In § 18 Abs. 2 erhält Satz 2 die folgende Fassung: 

„§ 414 Abs. 2 bis 4 und §§ 414 a bis 415 der 
Reichsabgabenordnung finden Anwendung." 

8. In § 25 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte „andere 
Zollausschlüsse" ersetzt durch die Worte „Zoll- 
ausschlüsse und andere Zollfreigebiete". 


Artikel 5 

Änderung des Gesetzes über die Einführung des 
deutschen Rechts auf dem Gebiete der Steuern, Zölle 
und Finanzmonopole im Saarland 

§ 7 des Gesetzes über die Einführung des deut- 
schen Rechts auf dem Gebiete der Steuern, Zölle 
und Finanzmonopole im Saarland vom 30. Juni 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 339) wird wie folgt geändert: 

1. Im Absatz 1 wird das Wort „Zollfreischreibung" 
ersetzt durch „Zollfreistellung". 

2. Im Absatz 2 werden die Worte „zum Zollsiche- 
rungsverkehr" ersetzt durch die Worte „zur Zoll- 
gutverwendung" . 


Artikel 6 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund der Reichsabgabenordnung, 
des Steueranpassungsgesetzes und des Biersteuer- 
gesetzes — jeweils in der Fassung dieses Gesetzes — 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Im allgemeinen 

Der Entwurf des Gesetzes bezweckt die Änderung 
des Finanzverwaltungsgesetzes, der Reichsabgaben- 
ordnung, des Biersteuergesetzes und zweier anderer 
Steuergesetze. Die Änderungen sind eine notwen- 
dige Folge des neuen Zollgesetzes; der Entwurf 
bringt daher im wesentlichen eine Anpassung an die 
Begriffe und Rechtseinrichtungen des neuen Zoll- 
rechts. Darüber hinaus enthält er nur wenige Ände- 
rungen des geltenden Rechts, die besonders vor- 
dringlich erscheinen. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit zusätzlichen 
Kosten belastet. 


B. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Die tatsächlichen Verhältnisse im Hamburger Frei- 
hafen haben seit jeher dazu geführt, daß dort eine 
Hamburger Behörde, das Freihafenamt Hamburg, 
bestimmte Befugnisse eines Hauptzollamts ausübt. 
Dieser Zustand ist zuletzt in § 39 Abs. 5 des Zoll- 
gesetzes von 1939 normiert worden. Das neue Zoll- 
gesetz enthält keine derartige Vorschrift. Die Rege- 
lung dieser Frage, die nur die Verteilung von Ver- 
waltungsaufgaben betrifft, gehört in das Gesetz 
über die Finanzverwaltung. 

Über die Vorschrift besteht mit dem Senat der 
Freien und Hansestadt Hamburg Einverständnis. Sie 
ändert nichts an der bisherigen Verteilung der Auf- 
gaben. 


Zu Artikel 2 

Zu Nr. 1 

Der bisherige § 16 der Reichsabgabenordnung, des- 
sen Wortlaut den heutigen staatsrechtlichen Verhält- 
nissen und den Begriffsbestimmungen des neuen 
Zollgesetzes ohnehin nicht mehr entspricht, ist ent- 
behrlich. 

Die in Nr. 1 enthaltenen Ermächtigungen sind über- 
holt, weil die jeweiligen Einzelsteuergesetze bereits 
Vorschriften über den Geltungsbereich und über den 
Verbrauch unversteuerter oder solcher Waren, für 
die eine Steuer vergütet worden ist, in den Zollfrei- 
gebieten enthalten. — Nr. 2 ist durch Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes überholt, wonach 
Verträge, welche sich auf Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung beziehen, der Zustimmung oder der 
Mitwirkung der jeweils für die Bundesgesetzgebung 
zuständigen Körperschaften in der Form eines Bun- 
desgesetzes bedürfen. 


Zu Nr. 2 

Die Streichung ergibt sich daraus, daß der Aufschub 

für Zölle in § 37 des neuen Zollgesetzes erschöpfend 

geregelt ist. § 129 der Reichsabgabenordnung ist 

also für Zölle bedeutungslos. 

Zu Nr. 3 

a) Die Änderung in den Eingangsworten des Ab- 
satzes 1 in § 200 ist wegen der Neufassung der 
Nummern 2 und 3 des Absatzes 1 erforderlich. 

b) Nach der Neufassung der Nummern 2 und 3 in 
§ 200 Abs. 1 wird die Sicherstellung der Waren, 
die im Zollgrenzbezirk oder in Küstengewässern, 
die Zollfreigebiete sind, gefunden worden sind, 
ohne Rücksicht darauf vorgeschrieben, ob ein 
Aufsichtsbeamter oder ein Dritter diese Waren 
findet. Die Ausdehnung der Sicherstellung auch 
auf Waren, die nicht von einem Aufsichtsbeamten 
gefunden werden, ist erforderlich, weil das Zoll- 
gesetz hinsichtlich der Funde im Zollgrenzbezirk 
eine Gestellungspflicht für den Finder nicht mehr 
vorsieht. 

Die Neufassung der Nummer 3 dient außerdem 
der Anpassung an die Ausdrucksweise und Para- 
graphenfolge des Zollgesetzes. 

c) Der bisherige Absatz 2 Satz 2 des § 200 ist infolge 
der Erweiterung von Absatz 1 Nr. 2 und 3 ent- 
behrlich geworden. 

d) Die Reichsabgabenordnung sieht bisher kein 
Rechtsmittel gegen die Sicherstellung vor (§ 200 a 
Abs. 4 Satz 1). Entsprechend Artikel 19 Abs. 4 
des Grundgesetzes ist jedoch auch gegen die 
Sicherstellung der Rechtsweg zum Finanzgericht 
gegeben. Vor Anrufung des Finanzgerichts muß 
jedoch der Beschwerdeweg (§§ 237, 304 der 
Reichsabgabenordnung) ausgeschöpft sein. Des- 
halb werden in dem neuen Absatz 4 des § 200 
besondere auf Beschleunigung abzielende Vor- 
schriften für die Beschwerde gegen die Sicher- 
stellung eingeführt. Im übrigen gelten die allge- 
meinen Vorschriften über steuerliche Rechts- 
mittel. 

Zu Nr. 4 

a) Die Änderung ergibt sich aus den jetzigen staats- 
rechtlichen Verhältnissen. 

b) Die Änderung ergibt sich aus der Neuregelung 
der Einziehung im Steuerstrafrecht durch das 
Steueränderungsgesetz 1961 vom 13. Juli 1961 
(BGBl. I S. 981). In § 414 der Reichsabgabenord- 
nung ist nunmehr die Einziehung zugelassen, 
nicht mehr — wie früher nach § 401 — zwingend 
vorgeschrieben. Die Überführung sichergestellter 
Sachen in Bundeseigentum ist also — beim Vor- 


5 



Drucksache IV/352 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


liegen der sonstigen Voraussetzungen — nur für 
den Fall vorzusehen, daß eine strafrechtliche 
Einziehung nicht stattfindet. 

c) § 90, auf den § 200 a Abs. 3 Satz 2 bisher ver- 
wiesen hat, ist durch das Verwaltungszustellungs- 
gesetz gestrichen worden; an seine Stelle ist § 15 
des genannten Gesetzes getreten. Die Bekannt- 
gabe des Eigentumsübergangs auf den Bund 
richtet sich, wenn der Betroffene unbekannt ist, 
nach § 15 Abs. 2 und 3 des Verwaltungszustel- 
lungsgesetzes; Absatz 4 dieses Paragraphen, der 
eine zusätzliche Bekanntgabe in einem Veröffent- 
lichungsblatt für amtliche Bekanntmachungen 
vorsieht, kommt in Fällen dieser Art nicht in 
Betracht. 

d) Absatz 4 des § 200 a, der bisher nach seinem 
Wortlaut eine endgültige Entscheidung der Ober- 
finanzdirektion über die Beschwerde gegen die 
Anordnung des Eigentumsübergangs vorsah, war 
der durch Artikel 19 Abs. 4 des Grundgesetzes 
geschaffenen Rechtslage anzupassen. Rechtsmittel- 
belehrung ist vorgesehen; im übrigen gelten die 
allgemeinen Vorschriften über steuerliche Rechts- 
mittel. 

e) Als Absatz 8 ist eine Milderungsvorschrift an- 
gefügt, die die Oberfinanzdirektion ermächtigt, in 
besonders harten Fällen von der Überführung in 
das Eigentum des Bundes absehen oder die in 
das Eigentum des Bundes übergeführten Gegen- 
stände dem Betroffenen zurückgeben zu lassen. 
Diese Ermächtigung war bisher in den jährlichen 
Haushaltsgesetzen enthalten. 

Zu Nr. 5, 6 und 8 

§ 48 Abs. 7 des neuen Zollgesetzes sieht die Mög- 
lichkeit vor, die Abrechnung von Zollveredelungs- 
verkehren dadurch zu vereinfachen, daß die Zoll- 
stelle durch Feststellungsbescheid Abrechnungs- 
schlüssel feststellt, aus denen sich ergibt, wieviel 
Hundertteile des unveredelten Zollguts auf das ver- 
edelte Zollgut, auf Nebenerzeugnisse, Abfälle und 
Fehlmengen anzurechnen sind. 

Dieser Feststellungsbescheid muß in die Reichsab- 
gabenordnung eingeführt werden, um ihn hinsicht- 
lich der Änderungsmöglichkeiten und der Anfecht- 
barkeit einem Zollbescheid gleichzustellen. Hierzu 
ist es erforderlich, aber auch ausreichend, den Fest- 
stellungsbescheid nach § 48 Abs. 7 des Zollgesetzes 
in § 213 Abs. 2 Satz 1 der Reichsabgabenordnung 
als Sonderfall zu erwähnen sowie ihn in § 218 
Abs. 1 und unter Nummer 7 in § 235 einzuführen. 

Zu Nr. 7 

Die auf Grund der §§ 12 und 227 erlassene Gebüh- 
renordnung für das Zoll-, Verbrauchsteuer- und 
Branntweinmonopolverfahren vom 9. Juni 1939 in 
der Fassung der Verordnung des Reichsministers der 
Finanzen vom 27. November 1943 ist nach 1945 
durch die Länder in eigener Zuständigkeit unter- 
schiedlich ergänzt und geändert worden. Die Ge- 
bührenordnung ist zur Zeit als geändertes Reichs- 
recht, das gemäß Artikel 123 Abs. 1 und Artikel 125 
des Grundgesetzes als Bundesrecht fortgilt, in den 


Ländern in den Fassungen anzuwenden, die bis zum 
Zusammentritt des ersten Bundestages jeweils gültig 
waren. Die Neufassung des § 227 Reichsabgabenord- 
nung soll die Rechtsgrundlage schaffen, das Zoll- 
gebührenrecht entsprechend den Bedürfnissen, wie 
sie sich aus dem neuen Zollgesetz ergeben werden, 
einheitlich neu zu ordnen. 

Absatz 1 erhält den Grundsatz aufrecht, daß das 
Steuerermittlungsverfahren kostenfrei ist. 

In Absatz 2 wird die besondere Inanspruchnahme 
der Bundeszollverwaltung und der Behörden, denen 
die Wahrnehmung von Aufgaben der Bundeszoll- 
verwaltung übertragen worden ist (z. B. Freihafen- 
amt in Hamburg), für kostenpflichtig erklärt. Vor- 
aussetzung einer Kostenpflicht ist, daß die Verwal- 
tung eine besondere, über das regelmäßige Maß 
hinausgehende Tätigkeit entfaltet. Die besondere 
Verwaltungstätigkeit ist in der Regel durch wirt- 
schaftliche Interessen des Betroffenen bedingt oder 
beruht auf Umständen, die von ihm zu vertreten 
sind. Die nähere Abgrenzung des Begriffs der beson- 
deren Inanspruchnahme kann einer Rechtsverord- 
nung des Bundesministers der Finanzen überlassen 
werden. 

Durch Rechtsverordnung soll auch die Höhe der 
Kosten bestimmt werden. Maßstab hierfür ist der 
Verwaltungsaufwand (Kostendeckungsprinzip). Die 
Erhebung von Kosten zur Erzielung von Einnahmen 
ist ausgeschlossen. 

Die weiteren Ermächtigungen sollen ermöglichen, 
die Kostenberechnung und -erhebung zu verein- 
fachen, die Wettbewerbsneutralität der Kosten zu 
wahren und das Erhebungsverfahren zu regeln. Fer- 
ner soll der Bundesminister der Finanzen ermächtigt 
werden zu bestimmen, wann Kosten wegen Gering- 
fügigkeit oder zur Vermeidung von Härten nicht er- 
hoben werden. Dies kommt z. B. im Reiseverkehr 
oder im Durchgangsverkehr auf kurzen grenznahen 
Strecken in Betracht. 

Zu Nr. 9 

Die Änderungen ergeben sich aus der neuen Be- 
zeichnung, die § 23 des neuen Zollgesetzes für die 
Zolltarifauskunft eingeführt hat. 

Zu Nr. 10 

Die Straftatbestände in § 413 Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe c der Reichsabgabenordnung müssen den 
neuen Begriffen des Zollgesetzes angepaßt werden. 
Das neue Zollgesetz erfaßt im Begriff des Gestel- 
lungspflichtigen auch den bisherigen Begriff des 
Warenführers. Andererseits muß daneben der Be- 
griff des Pflichtigen nach § 6 Abs. 5 des Zollgesetzes 
treten, weil diese Bestimmung für Waren, die von 
der Gestellung befreit sind, als Ersatz für die Ge- 
stellung u. a. eine Pflicht zur Übergabe an den Zoll- 
beteiligten oder zur Aufnahme in dessen Betrieb 
vorsieht. Ferner muß der Begriff des Anmeldepflich- 
tigen zusätzlich eingeführt werden, weil § 78 Abs. 1 
Nr. 3 des Zollgesetzes dem Bundesminister der 
Finanzen die Ermächtigung gibt, den Beteiligten 
eines Zollverfahrens, einschließlich des Käufers oder 
Empfängers einer Ware, gewisse Anmeldepflichten 
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aufzueriegen, deren Verletzung unter Strafdrohung 
zu stellen ist. 

Es ist nunmehr klargestellt, daß auch die Verletzung 
von Gestellungspflichten, die sich aus anderen Ge- 
setzen zollrechtlichen Inhalts als dem Zollgesetz von 
1961 (z. B. aus dem Truppenzollgesetz) ergeben, 
unter der Strafdrohung des § 413 der Reichsabgaben- 
ordnung steht. 


Zu Artikel 3 

§ 3 des Steueranpassungsgesetzes bringt in Absatz 5 
Beispiele von Tatbeständen, bei deren Vorliegen 
eine Steuerschuld entsteht. Die in der seitherigen 
Nummer 6 des Absatzes 5 genannten abstrakten 
Tatbestände für die Entstehung der Zollschuld nach 
dem Zollgesetz von 1939 sind im neuen Zollgesetz 
durch eine größere Zahl von anschaulich gefaßten 
Tatbeständen ersetzt. Sie lassen sich nicht in kurzer 
Fassung in § 3 Abs. 5 des Steueranpassungsgesetzes 
anführen. Dessen Nummer 6 wird daher zweck- 
mäßigerweise gestrichen; sie bringt ohnehin nur 
Beispiele. 

Auch die Nummer 7, deren Inhalt nur beispielhaft 
ist, kann gestrichen werden. 


ZuArtikel4 

Zu Nr. 1 

Die Änderung trägt den Begriffsbestimmungen in § 2 
des neuen Zollgesetzes Rechnung. 

Zu Nr. 2 

Nach § 3 Abs. 1 Satz 5 BierStG verlieren Haus- 
brauer auch bei verhältnismäßig geringfügigen Ver- 
stößen gegen die Biersteuerbestimmungen dauernd 
die Vergünstigung, Bier zu ermäßigten Sätzen zu 
versteuern. Dieser Rechtsverlust kann zu unbilligen 
Härten führen. Man hat daher in solchen Fällen seit 
Jahrzehnten eine weitere Anwendung der ermäßig- 
ten Steuersätze im Wege der „Nachsicht" zugelas- 
sen. Hierfür muß eine einwandfreie Rechtsgrund- 
lage geschaffen werden. 

Zu Nr. 3 

In § 6 a Abs. 1 Satz 1 wird die geltende Regelung 
übernommen, wonach bei der Erhebung der Bier- 
steuer für eingeführtes Bier die Vorschriften des 
Zollgesetzes sinngemäß anzuwenden sind. Wie in 
Absatz 1 Satz 2 klargestellt ist, gelten diese Vor- 
schriften auch dann sinngemäß, wenn Zoll bei der 
Einfuhr nicht erhoben wird, z. B. bei der Einbringung 
von Bier aus den Teilen des Zollgebiets, die nicht 
zum biersteuerrechtlichen Erhebungsgebiet gehören. 
Steuerbefreiungen für eingeführtes Bier können 
nicht mehr wie bisher durch einfache Bezugnahme 
auf Zollbefreiungen bestimmt werden. Das neue 
Zollgesetz enthält in § 24 die Ermächtigung, Zollbe- 
freiungen bestimmten Inhalts und zu bestimmten 
Zwecken durch Rechtsverordnung zu gewähren. 
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Dementsprechend bedarf es der Ermächtigung in 
Absatz 2. 

Die Ermächtigung in Absatz 3 ist erforderlich, um 
Sonderverhältnissen bei der Erhebung der Bier- 
steuer, insbesondere beim Interzonenverkehr, Rech- 
nung tragen zu können. 

Absatz 4 entspricht dem Absatz 3 des bisherigen 
§ 6 a. 

Zollvergehen mit Bier im Reiseverkehr, die nach 
§ 80 des neuen Zollgesetzes nicht verfolgt werden, 
sollen auch als Verbrauchsteuervergehen außer Ver- 
folgung bleiben. Absatz 5 ermöglicht dies. 

Zu Nr. 4 

Bei wissenschaftlichen Versuchen müssen zur Bier- 
bereitung auch Malzersatzstoffe verwendet werden, 
die dem Reinheitsgebot (§ 9 Abs. 1 und 2 BierStG) 
nicht entsprechen. Deshalb soll die Möglichkeit ge- 
schaffen werden, für die Bierbereitung zu solchen 
Versuchen Abweichungen vom Reinheitsgebot zu 
gestatten. Bei besonderem Bier und Ausfuhrbier sind 
solche Abweichungen schon nach geltendem Recht 
möglich. 

Zu Nr. 5 

Bier, das dem Reinheitsgebot nicht entspricht, darf 
nach § 10 Abs. 1 BierStG nicht in den Verkehr ge- 
bracht werden. Es ist aber oft nicht gerechtfertigt, 
solches Bier verderben zu lassen oder zu vernichten. 
Dies gilt z. B. für Ausfuhrbier, das mit besonderer 
Erlaubnis (§ 9 Abs. 5 BierStG) abweichend vom 
Reinheitsgebot bereitet und dessen Absatz in das 
Ausland nachträglich unmöglich geworden ist. Auch 
die Vernichtung von untergärigem Bier, bei dessen 
Herstellung geringe Mengen Weizenfarbmalz mit- 
verwendet worden sind, wäre lebensmittelrechtlich 
nicht erforderlich und volkswirtschaftlich sinnlos. 
Deshalb soll der Bundesminister der Finanzen im 
Verwaltungswege Ausnahmen von § 10 Abs. 1 
Satz 1 BierStG zulassen können. Dies soll nur gelten, 
soweit das Bier als wertvolles Wirtschaftsgut ange- 
sehen werden kann, also nicht z. B. für ein Erzeug- 
nis, das dem Lebensmittelrecht nicht entspricht. Den 
Belangen des Brauereigewerbes soll dadurch Rech- 
nung getragen werden, daß Ausnahmen nur zulässig 
sind, wenn Benachteiligungen anderer Hersteller 
nicht zu erwarten sind. 

Zu Nr. 6 

Die Bestimmungen des Biersteuergesetzes über die 
Malzmühlen stammen noch aus der Zeit der Brau- 
steuer. Sie sind überholt und zur Verhinderung von 
Biersteuerverkürzungen nicht geeignet. Die tech- 
nische Entwicklung hat dazu geführt, daß heute 
neuartige Malzaufbereitungsanlagen konstruiert 
worden sind, auf welche die Voraussetzungen des 
§ 14 Abs. 9 BierStG nicht zutreffen. Die Bestimmun- 
gen über die Malzmühlen entsprechen somit nicht 
mehr der jetzigen Produktionstechnik. Eine wirk- 
same St^ueraufsicht in Brauereien wird vorwiegend 
durch Buchprüfungen und durch Vergleiche der in 
die Brauerei eingebrachten Rohstoffe mit den Fertig- 
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erzeugnissen erreicht. Die Vorschriften über die 
Malzmühlen sollen daher gestrichen werden. 

Zu Nr. 7 

Durch die Änderung wird § 18 Abs. 2 Satz 2 der 
Neufassung angepaßt, die die Einziehungsvorschrif- 
ten der Reichsabgabenordnung durch Artikel 17 Nr. 
16 und 17 des Steueränderungsgesetzes 1961 vom 
13. Juli 1961 (BGBl, I S, 981) erhalten haben. 

Zu Nr. 8 

Die Änderung trägt den Begriffsbestimmungen in 
§ 2 des neuen Zollgesetzes Rechnung. 

Zu Artikel 5 

Die Änderungen dienen der Anpassung des § 7 des 
Gesetzes über die Einführung des deutschen Rechts 
auf dem Gebiete der Steuern, Zolle und Finanz- 
monopole im Saarland an das neue Zollgesetz. 

a) Das neue Zollrecht verwendet für die Freigabe 
des Zollgutes ohne Zollentrichtung in § 36 an- 
stelle des bisherigen Begriffs „Zollfreischrei- 
bung“ den Begriff „Zollfreistellung“. 

b) Das Zollsicherungsverfahren im Sinne des § 16 
des Zollgesetzes von 1939 ist im neuen Zollge- 
setz durch ein neues, aber zum gleichen prakti- 
schen Ergebnis führendes Verfahren der Zollgut- 


verwendung unter zollamtlicher Überwachung 
ersetzt worden (§ 55 neues Zollgesetz). 

ZuArtikel6 , 

Die Vorschrift enthält in Absatz 1 die übliche Ber- 
lin-Klausel für das vorliegende Gesetz selbst. 

Absatz 2, der die Geltung von Rechtsverordnungen 
in Berlin betrifft, trägt dem Umstande Rechnung, 
daß auf Grund des vorliegenden Gesetzes selbst 
Rechtsverordnungen nicht erlassen werden sollen, 
wohl aber auf Grund der durch das vorliegende Ge- 
setz zu ändernden Gesetze. Dabei waren das in Ber- 
lin nicht geltende Finanzverwaltungsgesetz und das 
schon mit einer entsprechenden Berlin-Klausel ver- 
sehene Gesetz über die Einführung des deutschen 
Rechts auf dem Gebiete der Steuern, Zölle und 
Finanzmonopole im Saarland außer Betracht zu las- 
sen. 


Zu Artikel 7 

Das Gesetz dient in erster Linie der Anpassung 
des Gesetzes über die Finanzverwaltung, der Reichs- 
abgabenordnung und anderer Steuergesetze an das 
neue Zollgesetz. Weil dieses am 1. Januar 1962 in 
Kraft getreten ist, sieht der Entwurf des vorliegen- 
den Anpassungsgesetzes dessen Inkrafttreten am 
Tage nach der Verkündung vor. 


8 



